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Landkreis Vorpommern-Greifswald 
Der Landrat 

Landkreis Vorpommern-Greifswald, 17464 Greifswald, PF 11 32 

Stadt Pasewalk 
als Verwaltungsbehörde für das 
Amt Uecker-Randow-Tal, Gemeinde Krugsdorf 
Haußmannstr. 85 
17309 Pasewalk 

Standort: 

Amt: 
Sachgebiet: 

An der Kürassierkaserne 9 
17309 Pasewalk 
Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz 
Bauleitplanung/Denkmalschutz 

Auskunft erteilt: 
Zimmer: 
Telefon: 
Telefax: 
E-Mail: 

Frau Kügler 
325 
03834 8760-3141 
03834 8760 93141 
Petra .Kuegler@kreis-vg.de 

Sprechzeiten 
Di: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 18.00 Uhr 
Do: 09.00 bis 12.00 Uhr und 14.00 bis 16.00 Uhr 
Mo, Mi, Fr nach Vereinbarung 

Aktenzeichen: 007 45-21-44 Datum: 29.03.2021 

Grundstück: 

Lagedaten: 

Vorhaben: 

Krugsdorf, OT Rothenburg, Friedberger Weg 

Gemarkung Rothenburg, Flur 1, Flurstück 52 

2. Änderung des Flächennutzungsplan Krugsdorf 
hier: Beteiligung Träger öffentl. Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB 

Grundlage für die Erarbeitung der Gesamtstellungnahme bildeten folgende Unterlagen: 
- Ihr Anschreiben vom 18.02.2021 (Eingangsdatum 22.02.2021) 
- Planungsunterlagen zum o.g. Vorhaben 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB haben die 
Fachämter des Landkreises Vorpommern-Greifswald den vorgelegten Entwurf der o.g. Satzung 
der Gemeinde Krugsdorf begutachtet. 
Ich möchte Sie bitten, die Hinweise, Ergänzungen und Einschränkungen der einzelnen 
Sachgebiete (SG) bei der weiteren Bearbeitung zu berücksichtigen. 

1. Straßenverkehrsamt 
1.1 SG Verkehrsstelle 

Bearbeiter: Herr Guderjan; Tel.: 03834 8760 3635 
Aus der Sicht des Straßenverkehrsamtes; SB Verkehrslenkung als untere Verkehrsbehörde 
gibt es zu o. g. Vorhaben keine Einwände. 

2. Amt für Bau, Natur- und Denkmalschutz 
2.1 SG Bauleitplanung/Denkmalschutz 
2.1 .1 SB Bauleitplanung 

Bearbeiterin: Frau Kügler; Tel.: 03834 8760 3141 
Die im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB 
vorgelegten Unterlagen wurden hinsichtlich ihrer Übereinstimmung mit den Vorschriften des 
BauGB und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsvorschriften geprüft. 

lm weiteren Planverfahren sind folgende Anregungen und Bedenken zu beachten: 
1. Die Gemeinde Krugsdorf verfügt über einen wirksamen Flächennutzungsplan. 

Kreissitz Greifswald 
Feldstraße 85 a 
17 489 Greifswald 

Standort Anklam 
Demminer Slraße 71-74 
17389 Anklam 

Standort Pasewalk 
An der Kürassierkaserne 9 
17309 Pasewalk 

Postfach 11 32 
17 464 Greifswald 

Postfach 11 51/11 52 
17381 Anklam 

Postfach 12 42 
17302 Pasewalk 

Bankverbindungen 
Sparkasse Vorpommern 
IBAN: DE96 1505 0500 0000 0001 91 
BIC: NOLADE21GRW 

Telefon: 03834 8760-0 
Telefax: 03834 8760-9000 

Internet: W\Vw.kreis-vg.de 
E-Mail: posteingang@kreis-vg.de 

Sparkasse Uecker-Randow 
IBAN: DE81150504003110000058 
BIC: NOLADE21 PSW 

Gläubiger-ldentífikationsnummer 
DE 11 =00000202986 
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Die 2. Änderung des Flächennutzungsplanes unterliegt der Genehmigungspflicht nach § 6 
Abs. 1 BauGB. 

2.1.2 SB Denkmalpflege 
Bearbeiterin: Frau Schwebs; Tel.: 03834 8760 3147 

1. Baudenkmalschutz 
Durch das Vorhaben werden Belange des Baudenkmalschutzes nicht berührt. 

2. Bodendenkmalschutz 
Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Plangebiet keine Bodendenkmale bekannt. 

Aus archäologischer Sicht sind im Geltungsbereich der o.g. Planung Funde möglich, daher 
sind folgende Regelungen als Maßnahmen zur Sicherung von Bodendenkmalen in den 
Plan und für die Bauausführung zu übernehmen: 

Wenn während der Erdarbeiten (Grabungen, Ausschachtungen, Kellererweiterungen, 
Abbrüche usw.) Befunde wie Mauern, Mauerreste, Fundamente, verschüttete Gewölbe, 
Verfüllungen von Gräben, Brunnenschächte, verfüllte Latrinen- und Abfallgruben, gemauerte 
Fluchtgänge und Erdverfärbungen (Hinweise auf verfüllte Gruben, Gräben, Pfostenlöcher, 
Brandstellen oder Gräber) oder auch Funde wie Keramik, Glas, Münzen, Urnenscherben, 
Steinsetzungen, Hölzer, Holzkonstruktionen, Knochen, Skelettreste, Schmuck, 
Gerätschaften aller Art (Spielsteine, Kämme, Fibeln, Schlüssel, Besteck) zum Vorschein 
kommen, sind diese gem. § 11 Abs. 1 u. 2 DSchG M-V unverzüglich der unteren 
Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Anzeigepflicht besteht gemäß§ 11 Abs. 1 DSchG M-V 
für den Entdecker, den Leiter der Arbeiten, den Grundeigentümer oder zufällige Zeugen, die 
den Wert des Gegenstandes erkennen. 

Der Fund und die Fundstelle sind gem. § 11 Abs. 3 DSchG M-V in unverändertem Zustand 
zu erhalten. Diese Verpflichtung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige, bei 
schriftlicher Anzeige spätestens nach einer Woche. Die untere Denkmalschutzbehörde kann 
die Frist im Rahmen des Zumutbaren verlängern, wenn die sachgemäße Untersuchung oder 
die Bergung des Denkmals dies erfordert. 
Aufgefundene Gegenstände sind dem Landesamt für Kultur und Denkmalpflege zu 
übergeben. 

3. Hinweis 
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass als Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2 
Nr. 6 Denkmalschutzgesetz Mecklenburg-Vorpommern (DSchG M-V) das Landesamt für 
Kultur und Denkmalpflege zu beteiligen ist. 

Anschrift: Landesamt für Kultur und Denkmalpflege, Dornhof 4-5, 19055 Schwerin 

Tel.: 0385 58879 111 

2.2 SG Naturschutz 
Bearbeiterin: Frau Schreiber; Tel.: 03834 8760 3214 
Zur vorliegenden Planung kann aus Sicht der Naturschutzbehörde zurzeit keine umfassende 
Stellungnahme abgegeben werden. Nachfolgend aufgeführte Hinweise sind für die Planung 
zu berücksichtigen. 

Umweltbericht 

Zur umfassenden Beurteilung der von der Gemeinde Krugsdorf eingereichten 
Anzeige über die 2.Änderung des FNP ist entsprechend § 2 Abs. 4 des BauGB für die 
Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1 a des 
Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 3.November 2017 (BGBI. I 
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S.3634), durchzuführen und den Behörden vorzulegen. Mit der Änderung des BauGB und 
des UVPG des Bundes ist ein zusätzliches Schutzgut zu bewerten. Es handelt sich um das 
Schutzgut Fläche, welches losgelöst vom Schutzgut Boden zu betrachten ist. 

Zur Erstellung des Umweltberichtes ist die Anlage 1 des v. g. Gesetzes anzuwenden. 

Berücksichtigung artenschutzrechtlicher Vorschriften 

Nach § 7 Abs. 2 Nr. 13 BNatSchG gelten folgende Arten als besonders geschützt: 
• Arten der Anhänge A und B der EG-Verordnung 338/97 
• Arten des Anhanges IV der FFH-Richtlinie 92/43/EWG 
• Europäische Vogelarten 
• Tier und Pflanzarten, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 aufgeführt sind; 

1 

Streng geschützt sind laut § 7 Abs. 2 Nr. 14 BNatSchG: 
• Arten des Anhanges A der EG-Verordnung 338/97 
• Arten des Anhanges IV der Richtlinie 92/43/EWG 
• Tier und Pflanzenarten die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 2 BNatSchG 

aufgeführt sind. 

Nach§ 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten, 
1. 
wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu 
verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu 
beschädigen oder zu zerstören, 

2. 
wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während 
der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich 
zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der 
Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 

3. 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 
aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

4. 
wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 
der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören. 

Die artenschutzrechtlichen Bestimmungen unterliegen nicht der gemeindlichen Abwägung. 
Bei Betroffenheit besonders oder streng geschützter Arten ist eine Ausnahme zu beantragen. 
Einer Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG dürfen die dort genannten Bestimmungen der 
EG-Vogelschutzrichtlinie und der FFH- Richtlinie nicht entgegenstehen. 

3. Amt für Wasserwirtschaft und Kreisentwicklung 
3.1 SG Abfallwirtschaft/Immissionsschutz 
3.1.1 SB Abfallwirtschaft/Altlasten 

Bearbeiter: Herr Wiegand; Tel.: 03834 8760 3271 
Die Hinweise und Auflagen der unteren Abfall- und Bodenschutzbehörde werden Teil der 
jeweiligen Bau-Anträge. 

Untere Abfallbehörde 
Die untere Abfallbehörde stimmt dem Vorhaben ohne Auflagen zu. 
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Untere Bodenschutzbehörde 
Die untere Bodenschutzbehörde stimmt dem Vorhaben ohne Auflagen zu. 

3.1.2 SB Immissionsschutz 
Bearbeiter: Herr Plünsch; Tel.: 03834 8760 3238 
Seitens der unteren Immissionsschutzbehörde bestehen zum o.g. Vorhaben keine 
Einwände. 

3.2 SG Wasserwirtschaft 
Bearbeiterin: Frau Küster; Tel.: 03834 8760 3265 
Dem geplanten o. g. Vorhaben wird seitens der Unteren Wasserbehörde des Landkreises 
unter Einhaltung nachfolgender Auflagen und Hinweise zugestimmt: 

Es wird darauf hingewiesen, dass sich im Einzugsbereich des Plangebietes das Gewässer 
li. Ordnung der Graben 0:968.85232 befindet. Eine Stellungnahme des zuständigen Wasser 
und Bodenverbandes ,,Mittlere Uecker-Randow" ist anzufordern. 

Auflagen 
1. Nach § 49 (1) WHG sind Arbeiten, die so tief in den Boden eindringen, dass sie sich 

unmittelbar oder mittelbar auf die Bewegung, die Höhe oder die Beschaffenheit des 
Grundwassers auswirken können, der zuständigen Behörde einen Monat vor Beginn der 
Arbeiten anzuzeigen. Wird nach § 49 (2) WHG dabei unbeabsichtigt Grundwasser 
erschlossen, ist dies der zuständigen Behörde unverzüglich anzuzeigen. 

2. Die Trinkwasserversorgung sowie die Abwasserentsorgung unterliegen dem zuständigen 
Trink- und Abwasserzweckverband / den zuständigen Stadtwerken. Die Leitungsführung ist 
mit dem Verband abzustimmen. 

3. Sollte bei den Tiefbauarbeiten teilweise eine geschlossene 
(Grundwasserabsenkung) erforderlich sein, so stellt dies nach § 
Gewässerbenutzung dar. Nach § 8 WHG bedarf die Benutzung eines 
wasserrechtlichen Erlaubnis. 

4. Die Einleitung von Niederschlagswasser des geplanten Bauvorhabens in ein Gewässer 
li. Ordnung stellt nach § 9 WHG eine Gewässerbenutzung dar. Die Benutzung eines 
Gewässers bedarf nach § 8 WHG einer wasserrechtlichen Erlaubnis durch die Untere 
Wasserbehörde. 

Wasserha Itu ng 
9 WHG eine 
Gewässers der 

5. Das Vorhaben berührt ein Oberflächengewässer li. Ordnung. Nach § 38 (3) WHG sind im 
Außenbereich Gewässerrandstreifen von 5,00 m Breite einzuhalten. Der 
Gewässerrandstreifen bemisst sich bei Gewässern mit ausgeprägter Böschungsoberkante 
(z.B. Gräben) ab der Böschungsoberkante. Die Gewässerrandstreifen sind frei von jeglicher 
Bebauung und Bepflanzung zu halten. Ferner dürfen keine Zäune errichtet werden. 

6. Vor Baubeginn ist mit dem zuständigen Wasser- und Bodenverband zu klären, ob sich evtl. 
weitere Rohrleitungen (Gewässer li. Ordnung) auf dem Grundstück befinden. 

7. Nach § 32 (1) Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern i. V. mit dem 
§ 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG bedarf das Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten oder 
Ableiten von Grundwasser der Erlaubnis oder der Bewilligung für Zwecke der gewöhnlichen 
Bodenentwässerung landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzter 
Grundstücke in besonders geschützten Teilen von Natur und Landschaft. 

8. Nach§ 32 (3) LWaG M-V ist eine Benutzung des Grundwassers (Grundwasserentnahme) in 
den Fällen des § 46 Abs. 1 und 2 WHG anzuzeigen. 

9. Sollten bei den Erdarbeiten Dränungen oder auch andere hier nicht erwähnte 
Entwässerungsleitungen angetroffen und beschädigt werden, so sind sie in jedem Falle 
wieder funktionsfähig herzustellen, auch wenn sie zum Zeitpunkt der Bauarbeiten trocken 
gefallen sind. Der zuständige Wasser- und Bodenverband ist zu informieren. 
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1 O. Für die Einleitung des gesammelten Niederschlagswassers in einen Vorfluter oder in das 
Grundwasser ist eine wasserrechtliche Erlaubnis gemäß §§ 2,3,8,9, 10 des 
Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) erforderlich. Diese ist vor Baubeginn bei der unteren 
Wasserbehörde des Landkreises Vorpommern-Greifswald zu beantragen. Dazu ist das 
Bauausführungsprojekt (Ausführungsplanung) mit den detaillierten Angaben zur Einleitstelle 
auf Antragsformular mit Unterschrift des Bauherrn zweifach einzureichen. Die Koordinaten 
der Einleitstelle sind im System ETRS 89 / UTM Zone 33 N EPSG: 5650 anzugeben. 
Folgende Antragsunterlagen sind u. a. einzureichen: 

• Übersichtsplan (M 1:10.000) mit eingezeichnetem Vorhaben und genauer 
Kennzeichnung der Einleitstelle 

• Ausführung des Einlaufbauwerkes/bei Grundwasser Rigolen 

• Bemessung der Versickerungsanlagen nach OWA A-138 

• Berechnung des abzuleitenden Niederschlagswassers 
11. Falls der Einbau von Erdwärmesondenanlagen (Wärmepumpen) vorgesehen ist, ist dafür 

gesondert ein Antrag bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises Vorpommern 
Greifswald zu stellen. Die Zustimmung der unteren Wasserbehörde ist vor Baubeginn 
einzuholen. Entsprechende Antragsformulare liegen bei der unteren Wasserbehörde vor 
(Ansprechpartner: Herr Werth 038 34 / 8760 3269). 

12. Der unteren Wasserbehörde des Landkreises Vorpommern-Greifswald ist eine Anzeige nach 
§ 62 WHG - Wasserhaushaltsgesetz für Anforderungen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen, § 40 Abs. 1 und 2 AwSV -Verordnung zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen, sowie § 46 Abs 1 und 2 AwSV in Verbindung mit Anlage 5 
AwSV für Anlagen außerhalb Schutzgebieten rechtzeitig vor Baubeginn zu übergeben. 

Hinweise 

1. Nach § 5 WHG ist eine nachteilige Veränderung der Gewässereigenschaften zu vermeiden 
und die Leistungsfähigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten. 

2. Niederschlagswasser soll nach § 55 WHG ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über 
eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet 
werden. 

3. Nach § 46 (2) WHG bedarf das Einleiten von Niederschlagswasser in das Grundwasser 
durch schadlose Versickerung keiner Erlaubnis. Anfallendes unbelastetes 
Niederschlagswasser kann daher erlaubnisfrei über eine ausreichende Sickerstrecke von 
mind. 1,00 m zum Mittleren Höchsten Grundwasserstand (MHGW) auf dem Grundstück 
versickert werden. Nach dem OWA-Regelwerk, Arbeitsblatt DWA-A 138 muss der relevante 
Versickerungsbereich im kt-Bereich von 1*10-3 bis 1*10-6 m/s liegen. 

4. Sind Versickerungsanlagen, wie Mulden oder ähnliches geplant, sind diese so herzurichten, 
dass Nachbargrundstücke nicht nachteilig beeinträchtigt werden. 

5. Nach § 62 (2) WHG dürfen Anlagen zum Lagern, Abfüllen, Herstellen und Behandeln von 
wassergefährdenden Stoffen nur entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik beschaffen sein sowie errichtet, unterhalten, betrieben und stillgelegt werden. 

6. Nach § 82 LWaG M-V ist die Errichtung, Beseitigung oder wesentliche Änderung baulicher 
Anlagen an, in, über und unter oberirdischen Gewässern rechtzeitig vor Beginn der 
Maßnahme bei der unteren Wasserbehörde anzuzeigen. Der zuständige Wasser- und 
Bodenverband, als Unterhaltungspflichtiger, ist zu beteiligen. 

7. Nach§ 55 (1) WHG ist Abwasser, auch aus dezentralen Anlagen, so zu beseitigen, dass das 
Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt wird. Die geplante abflusslose Sammelgrube für 
häusliche Abwässer ist nach Maßgabe des Abwasseranfalls ausreichend groß zu 
dimensionieren und regelmäßig durch ein Entsorgungsunternehmen abzufahren. Die 
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Abwasserabfuhren sind zu dokumentieren und der zuständigen Behörde auf Verlangen 
vorzulegen. 

8. Nach § 16 LWaG M-V wird für das Entnehmen von Grundwasser kein 
Wasserentnahmeentgelt erhoben, sofern die Wassermenge insgesamt nicht mehr als 
zweitausend Kubikmeter im Kalenderjahr beträgt. 

Mit freundlichen Grüßen 

~"l·w 
Petra KüglerO( 
Sachbearbeit,~in 

Verteiler 
Stadt Pasewalk als Verwaltungsbehörde für das Amt Uecker-Randow-Tal, Gemeinde Krugsdorf 
z.d.A. 

Quellenangaben 

BauGB 

DSchG M-V 

BNatSchG 

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 
(BGBI. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
8. August 2020 (BGBI. I S. 1728) 

Denkmalschutzgesetz vom 06. Januar 1998 (GVOBI. M-V 1998, S. 12) zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 12. Juli 2010 (GVOBI. M-V S. 383,392) 

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz) vom 
29. Juli 2009 BGBI. I S. 2542) zuletzt geändert durch Artikel 290 Verordnung vom 
19. Juni 2020; (BGBI. I S. 1328) 

NatSchAG M-V Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 
Bu ndesnatursch utzgesetzes ( Nat u rsch utza usfü hru ng sgesetz) vom 
23. Februar 201 O (GVOBI. M-V 201 O, S. 66) zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 05. Juli 2018 (GVOBI. M-V S. 221,228) 

BBodSchG Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung 
von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz) vom 17. März 1998 (BGBI. I S. 502), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 Absatz 3 der Verordnung vom 
27. September 2017 (BGBI. I S. 3465) 

LBodSchG M-V Gesetz über den Schutz des Bodens im Land Mecklenburg-Vorpommern 
(Landesbodenschutzgesetz) vom 4. Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011 S. 759, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05. Juli 2018, (GVOBI. M-V S. 219) 

WHG 

LWaG 

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz) vom 
31. Juli 2009 (BGBI. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 19. Juni 2020; (BGBI. I S. 1408) 

Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 30. November 1992 
(GVOBI. M-V 1992, S. 669) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
05. Juli 2018 (GVOBI. M-V S. 221, 228) 


